
 



Wir brauchen die Verringerung des uns für Förderungsansuchen und 

Förderungsabrechnungen vorgeschriebenen Verwaltungsaufwands.

Wir brauchen den regelmäßigen direkten Austausch mit den für 

Kunst und Kultur politisch Verantwortlichen.

Wir brauchen ein offensives kulturpolitisches Eintreten auf allen 

Ebenen, insbesondere für das Kleine, Freie, Ungeschützte und 

Neue.

Zur Erläuterung:

In allen Kunst- und Kultursparten besteht seit über einem Jahrzehnt 

ein fortschreitender Ressourcenverlust durch fehlende Valorisierung.

Die großen Kultureinrichtungen sind die einzigen, die auf Grund ihrer 

vertraglichen Absicherungen Indexanpassungen erhalten. Schon 

allein dadurch vergrößert sich Jahr für Jahr der Abstand zwischen 

Großen und Kleinen, zwischen kulturellem Erbe und 

Gegenwartskunst.

Die angemessene Förderung von Gegenwartskunst und freien 

künstlerischen Bereichen ist der Spardisziplin zum Opfer gefallen.

Die soziale Lage der Künstler/innen hat sich nach den dramatischen 

Ergebnissen der Studie nicht signifikant verbessert, im Gegenteil 

findet eine zunehmend ungehinderte Prekarisierung auf allen 

Ebenen statt.

Umsetzungsorientierte Maßnahmenpakete sind aus dem IMAG-

Prozess bisher nicht hervorgegangen, die mehrjährige Arbeit der 

Interministeriellen Arbeitsgruppen darf nicht ergebnislos im Sand 

verlaufen.

Ein Drittel der vom Künstler-Sozialversicherungsfonds betreuten 

Künstler/innen sind Kandidat/inn/en für Rückzahlungsforderungen, 

die finanzielle Ausstattung des Fonds würde Zuschüsse auch für sie 

erlauben, die Zugangsbedingungen erlauben sie nicht. 50 Prozent 

der Künstler/inn/en erwirtschaften laut Studienergebnis nicht das zur 

Unterstützung aus dem Fonds erforderliche Mindesteinkommen aus 

selbständiger künstlerischer Arbeit.

Der eingeengte und einengende Kunstbegriff des Künstler-

Sozialversicherungsfonds ist nicht zeitgemäß, die Untergrenze zum 

Zutritt in den Fonds entspricht nicht der Realität, die Pensionsklausel, 

die weitere Künstler/innen ausschließt, die zu ihrer zumeist zu 

geringen Pension weiter dazuverdienen müssen, ebenso wenig.

Entgegen ihrer Selbstverpflichtung zur Ermöglichung von Mobilität 

und kultureller Vielfalt im entsprechenden UNESCO-Dokument hat 

die Regierung erneut Fremdenrechtsverschärfungen beschlossen, 

die  zur  Minimierung  der  Mobilitätsförderung  führen,  es  besteht 

darüber hinaus auch budgetär kein Spielraum zur Verwirklichung von 

Mobilität,  weder  innerhalb  Österreichs noch über die  Grenzen 

Österreichs hinaus.


